nnn. e 


JInferate: Die Ageſpaltene Betitzeile 15 Piennige. 
Stettin, Kirchplatz Nr. u. 
Redaktion. Druck und Verlag von R. Graßmann. Sprechſtunter 


Abonnement für Stettin monatlich 50 Pfennige, 
mit Trägerlohn 70 Pfennige, auf der Poſt vierteljährlich 2 Mark, 


N 


von 12—1 Ahr. 


ch 
3 


Morgen⸗Ausgabe. 


= Deutichlaud. 
70 Berlin, 4. März. Dem Bundesrath ift kürz⸗ 
lich, wie die „M. Z.“ berichtet, amtlich mitgetheilt 
worden, daß es in der Abſicht liege, die in der 
Reeichstags-Seſſion von 1882 bis 1883 nicht zum 
Aͤbſchluß gelangten Geſetzentwürſe, betreffend die Für⸗ 
ſorge für die Wittwen und Waiſen von Angehörigen 
des Reichshreres und der kaiſerlichen Marine, ferner 
die Abänderung des Militär-Penſionegeſetzes vom 27. 
Juni 1871, ſowie die Abänderung des Neihebeam- 
| tem-Gejetes in der btvorſtehenden Seſſon des Reichs 
tages erneut zur Vorlage zu bringen. Die bezeichne 
ten Geſetzentwürfe werden als Anträge Preußens in 
der Form an den Bundes rath gelangen, daß der auf 
Grund der vorbezeichneten drei Vorlagen von dem 
Bundesrath beſchloſſene Inhalt derſelben unverändert 
bleibt, daß aber die Verſchmelzung der Entwürfe, be- 
+ treffend die Abänderung des Militär-Penfionsgejebes 
A dom 27. Juni 1871 und betreffend die Abänderung 
des Reichsbeamtengeſetzes zu einem Geſetzentwurf er⸗ 
folgt. Der Bundesrath hat darauf beſchloſſen, den 
in Ausſicht ſtehenden Antrag Preußens ſofort nach 
deſſen Eingang den Ausſchüſſen für Rechnungeweſen, 
für Landheer und Marine und für Juſtizweſen zu 
überweiſen. Ueber die rrvidirte Elbſchifffahrtsakte nebſt 
Schlußprotokoll vom 27. März 1880 baben die 
Vertragſchließenden Regierungen ſich nunmehr dahin 
vVerſtändigt, den Vertrag in ungeänderter Geſtalt aber- 
1 zur verfaſſungsmäßigen Zuſtimmung beru⸗ 
„Der, beteiligten Länder vorzulegen 
daß durch die verän⸗ 
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fetzt werden ſollen. 
Wie der inzwiſchen beim Bundesrath ge⸗ 
ſtellte Antrag Preußens beweiſt, hat die Regierung 
von der unſprünglich beabsichtigten Verſchärfung des 
Sozialiſtengeſetzes ſchließlich Abſtand genommen und 
will ſich mit der einfachen Verlängerung deſſelben um 
weitere 3½ Jahre, vom 1. Oktober d. J. ab, be- 
guügen. Es iſt unzweifelhaft, daß dieſer Antrag im 
Bundesrathe einſümmige Annahme finden wird. Es 
iſt auch im höchſten Grade wahrſcheinlich, daß ſich 
dafür im Reichstage eine Mehrheit finden wird. 
Außer der Fortſchrittspartei, der Volkepartei und 
jcdlhbſtverſtändlich den Sozialdemokraten ſelbſt dürfte ſich 
wohl keine Partei finden, die geſchloſſen für die Auf- 
bebung dieſes Geſetzes einträte, das zwar nicht ver- 
mot hat, die wunderbar feſte Organiſation der deut- 
ſchen laldemokratie zu brechen oder auch nur zu 
erſchüttern, das aber doch wenigſtens flagrante Aus⸗ 
ſchreitungen une offent Agitationen wirkſamſt verhin ⸗ 
dert bat. Auch in den Reihen der Serejfloniften 
7 fehlt es nicht an Mitgliedern, die für die Verlänge⸗ 
dung des Sozialiſtengeſctzes zu ſtimmen entſchloſſen 
ind und dies bereits öffentlich erklärt haben. Jeden⸗ 
E. falls wird dieſe wichtige Frage zu langen und leb⸗ 
haften Debatten im Reichstage Veranlaſſung geben. 


„ Die Hofnachrichten meiden, daß der Prinz 
Wilhelm und die Prinzeſſin Wilhelm, welche geftern 
wieder nach Potedem überzuſtedeln gedachten, aus 
Anlaß einer leichten Indiepoſition der Prinzeſſin ihre 
urcberſtedlung bis zur nächſten Woche verſchoben haben. 
In der That iſt, wie man hört, das Unwohlſein der 
WVunzeſſin Wilhelm ein durchaus leichtes und unge⸗ 
brliches, obgleich es nicht erſt von geſtern datirt. 
e Dame bat ſich ſchon ſtit einiger Zeit we⸗ 
liger wohl gefühlt und daher unter Anderem au 
uuf dem neulichen Faſtnachtsball im königl. Schloſſe 
ich nur an der Polonatſe bethelligt. Vielleicht iſt 
1 Nachricht begründet, welche man ſich bereits beim 
Occenefeſte in den dem Hofe nahe ſtehenden Kreiſen 
ins Oyr flüsterte, daß zu Ende des Sommers wieder 
an frobes Exeigniß in der Familie des Prinzen Wil⸗ 
belm erwartet wurde. 


3 — Die „Poſt“ ſchreibt: Die Gerüchte über 
die Möglichkeit der Demiſſion des Kultusminiſters von 
OGoßler treten ſeit geſtern in verſchiedenen Zeitungen 
und heute im Foyer des Abgtordnetenhauſes mit wach. 
ſender Beſtimmtheit auf, jo daß ſich darüber kaum 
ſchweigen läßt. Einerſeits meint man, die Sache 
Pr F beruht anf dem ferneren Gerücht von der bevorſtehen⸗ 
den Begnadigung des ehemaligen Eizbiſchofs Melchers, 
amdererjeits wird erzählt, es beſländen Meinungsver⸗ 
chledenheiten zwiſchen dem Herrn Miniſterpräſidenten 

15 d Herrn von Goßler über das Schuldotationegeſetz. 

Wir theilen den Inhalt vieſer Erzählungen mit, ohne 
unſererſeits irgend eine Verantwortung dafür zu über. 
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— Ueber die Stellung der Fraktionen des 
Reichstags zu der Verlängerung des Sozialiſtengeſetzes 
bemerkt die „Nat.⸗Lib. Korr.“: 

„Als das Geſetz zuletzt, im Jahre 1880, ver- 
längert wurde, fand der Antrag ohne ſonderliche 
Schwierigkeiten die Zuſtimmung des Reichstags, und 
zwar mit einer noch größeren Mehrheit, als ſie dem 
Geſetz urſprünglich zu Theil geworden. Im Jahre 
1880 flimmten für die Verlängerung die beiden kon⸗ 
jenvativen Fraltionen, die (damals noch nicht geipal- 
tenen) Nationalliberalen und 15 Mitglieder des Zen- 
trums. Jetzt iſt aber die Zuſtimmung des Reichs- 
tags zu einer weiteren Ausdehnung des Sozialiſten⸗ 
geſetzes äußerſt zweifelhaft und unſicher. Diejenigen 
Parteien, von welchen bisher die Gewährung außer- 
ordentlicher Vollmachten ausging, die beiden konſerva⸗ 
tiven Fraktionen und die Nationalliberalen, bilden 
nicht mehr die Mehrheit. Mit Sicherheit find Geg- 
ner des Geſetzes: die Fortſchrittspartei, die Volks⸗ 
partei, die Sozialdemokraten, die Elſäſſer, die Polen, 
Welfen, Dänen, zuſammen 127 Mitglieder. Es 
kommt alſo auf die beiden Parteien des Zentrums 
und der liberalen Vereinigung an. Beide haben die 
ſer Frage gegenüber bisher große Zurückhaltung be- 
wieſen. Was das Zentrum betrifft, ſo haben, wie 
erwähnt, ſchon das vorige Mel 15 Mitglieder für 
das Geſetz geſtimmt; eine Parteifrage iſt es alſo 
beim Zentrum nicht, und bei der grundjäglichen Ver⸗ 
änderung, welche in den letzten Jahren mit der Ge- 
ſammthaltung der Partei vorgegangen iſt, wird viel⸗ 
leicht ein größerer Theil als im Jahre 1880 jetzt 
geneigt ſein, für das Geſetz zu ſtimmen. Auf die 


[Geſammtheit des Zentrums iſt aber darum doch nicht 


zu rechnen. Das Zentrum aber darf kaum eine ein⸗ 
zige verneinende Stimme abgeben, wenn eine Mehr- 
heit für das Geſetz ohne weitere Hülſe von links zu 
Stande kommen ſoll. Was die liberale Vereinigung 
betrifft, jo lag eine einzige Erklärung aus ſezeſſloniſti⸗ 
ſchen Abgeordnetenkreiſen in jüngſter Zeit vor, die 
des Abg. Baumbach, abgegeben in einem zu Frank- 
furt a. M. gehaltenen Vortrag, und dieſe Erklärung 
lautete entſchieden ablehnend. Es wird abzuwarten 
ſein, ob er damit das Urtheil jeiner geſammten oder 
auch nur des überwiegenden Theils feiner Partei aus- 
geſprochen hat. Die hervorragendſten Mitglieder der 
Partei und überhaupt alle, mit Ausnahme des ver 
ſtorbenen Lasker, die damals dem Reichstag angehör- 
ten, haben im Jahre 1880 für Verlängerung des 
Sozialiſtengeſetzes geſtimmt.“ 

— Geſtern iſt das preußiſche Landes⸗Ockono⸗ 
mie-Kolleg eröffnet worden. In Gegenwart des 
Kronprinzen wurde über die Reſultate der Verſchul⸗ 
dunge- und Grundeigenthums⸗Statiſtik verhandelt. 
Die „N. A. Z.“ berichtet darüber: 

„Der Referent, Prof. v. Miaskowskl⸗Breslau, 
trug das unſeren Leſern inhaltlich bekannte Material 
der in 52 Amtsgerichtsbezirken aufgenommenen dies- 
bezüglichen Statiſtik vor und glaubte aus demſelben 
folgern zu dürfen, „daß, ſoweit die herangezogenen 
Amtsgerichtsbezirke in Betracht kommen, die beumuhi⸗ 
genden Zuſtände des bäuerlichen Grundbeſitzes nur 
Einzelheiten und Ausnahmen ſein könnten. An die- 
ſes Referat ſchloß ſich eine ſehr lebhafte Diskuſſion. 
Von verſchiedenen Rednern wurden die Konkluſtonen 
des Referenten aus dem von ihm vorgetragenen Ma- 
terial als viel zu optimiſtiſch angegriffen. Zu einem 
Abſchluſſe gelangte die Verhandlung nicht, wird viel- 
mehr morgen wieder aufgenommen, wo dann auch 
erſt über die eingebrachten Anträge verhandelt werden 


ch] wird.“ 


— Der Jahresbericht der Hamburger Schiff 
fahrtöteputation enthölt folgende Mittheilung: 

„Bekanntlich hat die Reichsregierung durch das 
deutſche Kriegsſchiff „Victoria“ vom Freistaat Liberia 
ſür die Plünderung des am 25. Oktober 1880 an 
der Weſtküſte von Liberia geſtrandeten Dampfers 
„Carlos“ eine Genugthuung und für die Mißhand⸗ 
lung der Mannſchaſt ſeitens der wilden Küſtenbewoh⸗ 
ner eine Entſchädigung ausgewirkt. Der Betrag die⸗ 
ſer Entſchädigung von 22,384 Mk. 35 Pf. iſt der 
Nhederei, dem Kapitän und der aus 19 Perfonen 
beſtehenden Mannſchaft des „Carlos“ im Laufe des 
Jahres hier ausbezahlt worden. Die Rhederel hat 
in dankbarer Anerkennung der geleiſteten Hülfe das 
Porträt der Frau Kronprinzeſſin für die Offiziere 
malen laſſen und ſchenlt daſſelbe, mit Bewilligung 
des Chefs der Admiralität, der Offtzierskajüte der 
„Victoria“.“ 

— Die Prinzeſſin Friedrich Karl iſt geſtern 
nach mehrmonatlicher Anweſenheit in Deſſau hier wie⸗ 
der eingetroffen. Zum Empfang auf dem Anhalter 
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Bahnhof hatten ſich der Gemahl der Prinzeſſin, Prinz 
Friedrich Karl, ferner Prinz Wilhelm, Erbprinz und 
Erbprinzeſſin von Sachſen⸗Meiningen, ſowie eine An- 
zahl Kavaliere vom Hofe eingefunden. Der Prinz 
eilte, nachdem der Zug zum Stehen gebracht, ſofort 
auf die Prinzeſſin, welche eine einfache Reiſetoilette 
trug, zu, begrüßte dieſelbe auf das Herzlichſte, hob fie 
aus dem Waggon und geleitete fie nach dem Warte- 
ſaal. Auch die Begrüßung der Prinzeſſin mit dem 
Prinzen Wilhelm und den anderen Mitgliedern des 
königlichen Hofes war eine außerordentlich herzliche 
und freudige. Das prinzliche Paar begab ſich vom 
Bahnhof aus in einer gemeinſamen Equipage ins 
königliche Schloß. Das ziemlich zahlreich auf dem 
Bahnhof verſammelte Publikum brachte der Prin- 
zeſſin die herzlichſten Willkommengrüße entgegen. Im 
Laufe des heutigen Tages begrüßte die Prinzeſſin 
die Majeſtäten und die Mitglieder der königlichen 
Familie. 

— Der bereits telegraphiſch angezeigte Artikel 
des „Nowoje Wremja“ über die deutſch⸗ruſ⸗ 
ſiſche Waffenfreundſchaft liegt jetzt vor 
uns. Der Artikel iſt bemüht, die Annäherung zwi⸗ 
ſchen Deutſchland und Rußland auf die Perſönlich⸗ 
keit des Kaiſers Wilhelm zurückzuführen. Es heißt 
zum Schluſſe: 

„Die modernſte völkerrechtliche Theorie legt ſehr 
wenig Gewicht auf verwandtſchaftliche und freund- 
ſchaftliche Beziehungen zwiſchen Herrſchern, da die 
ſtaatlichen Beziehungen, friedliche wie geſpannte und 
feindliche, durch diplomatiſche Berechnungen und Rä⸗ 
ſonnements beſtimmt würden. Wenn dieſe Lehre auch 
in den meiſten Fällen eine richtige iſt, ſo fand ſie 
indeſſen bei Kaiſer Wilhelm keine Anerkennung. Ge⸗ 
genüber Rußland verharrte er bei der entgegenſetzten 
Anſicht, ſogar dann, als die Diplomatie der Politik 
roher Intereſſen zum Triumph zu verhelfen trachtete. 
Selbſtoerſtändlich kann man einer Waffenbrüderſchaft 
nicht die Bedeutung eines ſolchen internationalen Fak⸗ 
tors beimeſſen, auf dem man Feſtes errichten dürfte. 
Freundſchaftsgefühle, mögen fie noch je feſt, aufrich⸗ 
tig und heilig ſein — ſie hören auf mit dem Tode 
deſſen, der fie hegte und pflegte. Kaiſer Wilhelm, 
der unwandelbare Freund der ruſſiſchen Kaiſer, wird 
dem allgemeinen Schickſal des Menſchen nicht ent- 
gehen. Mit ſeinem Tode wird die Hauptſtütze fort⸗ 
fallen, auf der die Freundſchaft der benachbarten Kal⸗ 
ſerreiche rubte. Die Zukunft ſteht in der Hand Got- 
tes. . .. Aber es darf nicht vergeſſen werden, daß 
in der Geſchichte nichts ſpurlos vorübergeht. Und jo 
wollen wir hoffen, daß die freundſchaftlichen Bezie⸗ 
hungen, die Kaiſer Wilhelm jo aufrichtig und herz- 
lich Rußland gegenüber unterhalten hat und die eben 
ſo aufrichtig und herzlich auch von Rußland unter 
halten wurden und werden — auch in Zukunft bei⸗ 
den Staaten als eine gute und rettende Mahnung 
dienen werden für den Fall von Schwierigkeiten, die 
ihnen die Diplomatie bereiten kann.“ 

Aus dieſem Artikel leuchtet das Beſtreben her- 
aus, der Politik des Kaiſers gegenüber der des Für⸗ 
ſten Bismarck einen beſonderen Charakter zu geben. 
Dies trifft jedenfalls für die gegenwärtige Situation 
nicht zu, da, wie glaubwürdig verlautet, Fürſt Bis⸗ 
marck in der Herſtellung freundſchaftlicher Beziehungen 
mit Rußland eine beſondere perſönliche Genugthuung 
und Befriedigung findet. — Die franzöſiſche Preſſe 
iſt durch dieſe Vorgänge vollſtändig konſternirt. Die 
„Rep. fr.“ giebt ihrer verbitterten Stimmung durch 
eine Polemik mit dem offiziöſen „Journal de St. 
Petersbourg“ kund. Die „Rep. fr.“ meint, kein 
„Ukas“ könne ihr verbieten, geſchichtliche Vergleichun⸗ 
gen zu ziehen, eine allerdings unbeſtreitbare Behaup⸗ 
tung. Dann gießt das Blatt ſeinen Hohn aus über 
„den Kultus, den die Romanows nicht unterlaſſen 
könnten, mit ihren hohenzollernſchen Oheimen zu trei⸗ 
ben.“ Die Flötentöne gegenüber Rußland find voll- 
ſtändig verſtimmt. Die Friedensfreunde in Franlreich, 
darunter namentlich die fo hart bedrängte Geſchäfte⸗ 
welt, haben alle Urſache, die Geſtaltung der Lage von 
anderen Geſichtspunlten anzuſehen, als die kriegs⸗ 
wüthige „Rep. fr.“ 


— Aus Chriſtiania wird uns unterm 
28. Februar geſchrieben: Das Storthingegebaure war 
geſtern vom frühen Morgen an von einer großen 
Menſchenmenge umlagert. Kurz vor 12 Uhr wurden 
die Thüren des Reſchsgerichtsſaales geöffnet, in wel- 
chem bereits ſämmtliche Mitglieder des Reichsgerichts 
und des Aktionskomitee's (die Abgg. Sverdrup, Ber⸗ 
ner, Haugland, S. Nielſen und Steen), ſowie die 
öffentlichen Ankläger Dahl, Blehr und Bentſen ihre 
Plätze eingenommen hatten. In dem Vorzimmer des 


Lagthinges ſowie in den anſtoßenden Räumlichkeiten 
waren die meiſten Storthingsabgeordneten verſammelt; 
die Galerien waren überfüllt. Staatsminiſter Sel- 
mer, begleitet von ſeinen Vertheidigern Bergh, Beyer⸗ 
dahl und Heffermehl, erſchien nun im Gerichtsſaal 
und blieb ſtehen, während der Präſident des Reichs⸗ 
gerichts Lange mit lauter kräftiger Stimme das Ur⸗ 
theil verlas. Wie bereits mitgetheilt, lautete daſſelbe 
dahin, daß der Staatsminiſter Selmer, weil er dem 
Könige in den drei bekannten Anklagepunkten zuge⸗ 


rathen, ſein Amt als Staatsminiſter und Mitglied 


des Rathes des Königs eingebüßt habe. Das Ur⸗ 
theil ſtützt ſich bezüglich des erſten Anklagepunktes auf 
$ 1 e des Miniſterverantwortlichkeitsgeſetzes vom 7. 
Juli 1828 und bezüglich des zweiten und dritten 
Punktes auf $ 6 des erwähnten Geſetzes und § 30 


der Verfaſſung. Die angezogenen Geſetzesſtellen 
lauten: 
1 e. Das Mitglied des Staatsrathes, wel⸗ 


ches veranlaſſen oder dazu mitwirken möchte, daß den 
Beſchlüſſen des Storthinges nicht die ihnen durch die 
Verfaſſung gewährleiſtete Gültigkeit beigelegt wird... 
ſoll, inſofern das Verbrechen nach ſeiner Beſchaffen⸗ 
heit nicht als Landesverrath zu beſtrafen, ſein Amt 
eingebüßt haben, oder, im Verhältniß zu der Wich⸗ 
tigkeit des Gegenſtandes und des Grades ſeines Ver- 
brechens ſogar als zur Bekleidung eines Amtes oder 
einer Vertrauensſtellung unwürdig verurtheilt werden. 
$ 6. Das Mitglied des Staatsrathes, welches in 
anderen als den in dieſem Geſetz auedrücklich genann⸗ 
ten Fällen unterläßt oder gegen eine durch die Ver⸗ 
faſſung nach der Reichsakte vorgeſchriebene Amtspflicht 
handelt, ſoll, inſofern er ſich dadurch nicht eines Ver⸗ 
brechens ſchuldig gemacht hat, das nach der Geſetz⸗ 
gebung mit härterer Strafe zu ahnden iſt, zu Geld⸗ 
bußen von 500 2000 Spcciesthalern (9000 Mark) 
oder nach den Umſtänden zum Verluſt des Amtes ver⸗ 
urtheilt werden. 

Nach Verleſung des Urtheils hielt das Reichs- 
gericht noch eine geheime Sitzung ab, in welcher die 
Deputation gewählt wurde, die nach dem Reichs- 
gericht-Reglement das Urtheil dem Könige zu über⸗ 
bringen und um die Ausführung deſſelben zu erſuchen 
hat. Staatsminiſter Selmer wurde beim Verlaſſen 
des Storthingegebäudes von ſeinen Anhängern mit 
Hurrahrufen empfangen; da ſich trotz der Provokation 
die Liberalen zu keinen Kundgebungen für die Stor- 
thingsabgeordneten hinreißen ließen, jo kam es nir« 
gends zu tumultuariſchen Auftritten. Sogleich nach 
der Rückkehr in ſeine Wohnung erhielt Staateminiſter 
Selmer die Beſuche des Königs und des Kronprinzen 
und etwas ſpäter auch den der Königin, während eine 
große Anzahl von Militär- und Zivilbeamten forte 
ſonſtige Parteigenoſſen ihre Karten abgaben. Am 
Nachmittage fanden zwei Staatsrathsſitzungen ſtatt. 
Wie offiziell mitgetheist wirg, hat der König feine Ab⸗ 
reiſe von Chriſtlania bis auf Weiteres verſchoben; be⸗ 
hufs einer Berathung find die ſchwediſchen Staats- 
räthe hierher berufen worden. 

Die liberale Preſſe begrüßt das Urtheil 
mit Genugthuung. „Dagbladet“, das Hauptorgan 
der Storthingsmajoritat, meint, daß der Ausfall für 
die überwiegende Mehrheit des Volkes eine Täuſchung 
fein werde, denn durch die letzten Wahlen ſei Staats- 
miniſter Selmer zum Verluſt allen öffentlichen Ver⸗ 
trauens verurtheilt worden. Das Land beuge ſich 
aber in Ehrfurcht vor dieſem Urtheil. 

„Staaterechtlich und politiſch, ſagt das Blatt, 
iſt daſſelbe von großer Bedeutung. Es iſt nun durch 
alle Formen des Geſetzes beftätigt, daß unſere Ver⸗ 
fafjung eine freie iſt. Es iſt juridiſch und faltiſch 
fiſtgeſtellt, daß die Miniſterverantwortlichleit in dieſem 
Lande mehr als eine Hilton iſt. Den höchſten 
Staate dienern wird es lünſtig unmöglich ſein zu ver⸗ 
geſſen, daß ſie vor allem die Diener des Landes ſind; 
es wird norwegiſchen Miniſtern künftig unmöglich ſein, 
jo zu handeln, als ſeien ſie die unverantwortlichen 
Siegelbewahrer einer perſönlichen Königsmacht. Das 
politiſche Spſtem, das mehr als ein Dezennium hin⸗ 
durch das Land geplegt und deſſen Entwicklung ge- 
hemmt hat, iſt jetzt verurthellt, und als ſtreitend ge- 
gen die Konſtitut on des Königreichs Norwegen ge- 
brandmarkt worden.“ 

Die konſervativen Blätter laſſen natür- 
lich ihrem Unmuth die Zügel ſchießen, das Storthing, 
Reichsgericht und Ales, was liberal heißt, wird mit 
den erdenklichſten Schmähungen überſchüttet. Das 
offiziöſe „Morgenbladet“ leiſtet ganz Außerordentliches; 
es begreift, wie fein konſervativer Kollege „Aften⸗ 
poſten“, daß durch das Reichegerichtsurtheil auege⸗ 
ſprochen ſein ſoll, daß dem Königthum in Verfaſſungs⸗ 
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fragen kein abſolutes Veto zukommt. „Hier,“ ſagt 
„Morgenbl.“, „wirft ſich nun die Frage auf: bricht 
der norwrgiiche König nicht feinen Eid auf die Ver⸗ 
faſſung, indem er ein ſolches Urtheil exekutirt? König 
Oskar hat in der Thronrede beim Schluſſe des Stor- 
things im Jahre 1882 ſeine Ueberzeugung dahin 
ausgeſprochen, daß ihm in Verfaſſungsangelegenheiten 
ein abſolutes Veto zukomme und daß dieſe Ueberzeu⸗ 
gung unerſchütterlich ſeil. IA es ihm nun möglich, 
jenes Strafurtheil zu exekutiren gegen den Minifter, 
der dieſen Ausſpruch kontraſignirt hat ? 


Union?“ 

Im Lande findet Minifter Selmer viel Sym⸗ 
pathien. 
des Reichsgerichtsurtheils wurden 
Deckung der Koſten 3500 Kronen geſammelt. 
mer hat vor Kurzem bei einem Falliſſement in Ber- 
gen ſein ganzes Vermögen verloren. 


— Zu dem Dementi der „N. A. Z.“ in Be⸗ 
treff der angeblichen Unterredung zwiſchen dem Reichs⸗ 


kanzler Fürſten Bismarck und einem polniſchen Mag- 
naten über eine etwaige Wiederherſtellung Polens be- 
merkt der „Kuryer Pozn.“: „Gegenwärtig, da ſich 
das Band der deutſch - ruſſiſchen Freundſchaft immer 
enger knüpft, iſt das Leugnen irgend welcher wirklichen 
oder erſonnenen Verhältniſſe mit den Polen zum Nach⸗ 
theile Rußlands klar und durchſichtig. Dieſe deutſch⸗ 
ruſſiſche Freundſchaft erklärt auch einigermaßen den 
Angriff der „N. A. Z.“ auf den „revolutionären 
Prälaten“. Der „Czas“, der zuerſt den Inhalt je- 
ner Unterredung mitgetheilt hatte, äußert ſich über das 
Dementi der „Nordd.“ wie folgt: 

„Wir können verſichern, daß der Kanzler trotz 
ſeines gewaltigen Geiſtes durch ſein Gedächtniß irre⸗ 


geführt wird, wenn er glaubt, daß er ſeit einigen 
Jahren außer dem Grafen Bninski keinen Polen ge⸗ 
Wir ſind bereit, ihm 


ſehen und geſprochen habe. 


Wo iſt 
das konſtituttonelle Königthum in Norwegen? Kann 
es unter dieſen Bedingungen beſtehen? Wo iſt die 


M kurzer Zeit nach dem Bekanntwerden 
in Arendal zur 
Sel⸗ 


terhausmitglieder ſelbſt vermehrt werden. Die Libera⸗ 
len ſind übrigens der Meinung, daß die Bill nicht 
durch das Oberhaus zu bringen ſein wird, wenn nicht 
durch eine unzweideutige Bewegung des Volkes jelbft 
dem Antrage der Regierung ein größerer Nachdruck 
gegeben wird. Die Haupteinwendungen, welche gegen 
die Vorlage gemacht werden, beziehen ſich darauf, daß 
dieſelbe keine Beſtimmungen über die Neuvertheilung der 
Wahlſitze enthält, und daß ſie die Reform ohne Wei⸗ 
teres auch auf Irland ausdehnt. 

— Wie die Blätter von Aden melden, haben 
die Engländer in Maſſauah ein Bureau zur Anwer⸗ 
bung von Abyſſiniern für den Feldzug im Sudan er- 
richtet, das ſich täglich eines größeren Zuſpruches er⸗ 
freut, da die Geiſtlichkeit in Abyſſinien, welche mit 
den Engländern ſympathiſirt, die Bevölkerung daſelbſt 
eifrigſt ermahnt, ſich Letzteren anzuſchließen und mit 
dieſen vereint dann gegen den gemeinſchaftlichen Feind 
der Chriſtenheit, den Mahdi, zu kämpfen. Dadurch 
werden mehrere Telegramme der letzten Zeit ver- 
ſtändlicher, welche von Abyſſiniern meldeten, die unter 
britiſchen Offizieren einen Theil der Beſatzung Sua⸗ 
kins bilden und ſchon mehrere kleine Rencontres mit 
den Sudaneſen hatten. 


Ausland 


Wien, 3. März. In der ungariſchen Haupt⸗ 
ſtadt herrſcht ungeheure Erregung über die unange⸗ 
nehme Feſtſtellung, daß an Stelle Wiens nunmehr 
Peſt der Mittelpunkt der anarchiſtiſchen Agitation in 
Oeſterreich-Ungarn geworden iſt. Der Abg. K. Eöt⸗ 
vös von der äußerſten Linken interpellirte zwar vor⸗ 
geſtern im Abgeordnetenhauſe die Regierung wegen 
der auf ungariſchem Boden Yorgenommenen Verhaf⸗ 
tungen und auch ſchon ziemlich zahlreich werdenden 
Ausweiſungen, durch welche, wie er meinte, die Po- 
lizei die Grenzen des Geſetzes überſchritten habe; er 
fand es aber zugleich angezeigt, ſich und feine Partei 
dagegen zu verwahren, als ob ſie für die anarchiſti⸗ 
ſchen Verbrechen ein milderes Urtheil wie andere Leute 


Zahn des Werkes drückte in der That auf den Drücker 
der Piſtole; daß die Entzündung nicht erfolgte, ſcheint 
in dieſem Falle an der Plumpheit der Höllenmaſchine 
gelegen zu haben. Die Zerſtörung wäre größer ge- 
weſen, als im Victoria-Bahnhof, denn der Gepäd- 
raum liegt nicht unter einem Glasdache, ſondern un- 
ter einem der Bogen der maſſiven Eiſenbahnbrücke. 
Ihm gegenüber befindet ſich das Billetſchalter; zu 
ſeiner Rechlen eiu großer Schenktiſch und verſchiedene 
große Warteſäle, die den ganzen Tag über mit zahl⸗ 
reichem Publikum gefüllt ſind. Die Nachforſchungen 
nach den Thätern haben bis jetzt zu keinem Ergebniß 
geführt. Die iriſche Parlamentspartei hat ihrer Ent⸗ 


Kunde von einem in unſerer Stadt verübten fünf⸗ 
fachen Giftmorde und rief nicht geringe Aufregung 
hervor. Die bekannte böhmiſche Sänger⸗ und Har⸗ 
fenſpieler-Geſellſchaft Preißig, beſtehend aus 2 Herren 
und Damen, gab am vergangenen Sonnabend 
Abend bis gegen 12 Uhr Vorträge im Fiſcher'ſchen 
Hotel hierſelbſt, woſelbſt fie auch logirte. Als ſich bie 
Sonntag Mittag Niemand von der Geſellſchaft ſehen 
ließ, auf wiederholtes Klopfen und Rufen an der 
Thür ihres Zimmers auch keine Antwort erfolgte, 
öffnete man dieſe endlich gewaltſam. Beim Eintritt 
ins Zimmer fand man ſämmtliche 5 Perſonen noch 
im Bett, deren nähere Unterſuchung indeß ergab, daß 


preußſſchen Staatsſchatz beeinträchtigen würden, als 


das Gegentheil zu beweiſen, wenn er verſpricht, 100 
Mark zum Zwecke der Unfall-Berfiherung von Arbei- 
tern zu erlegen. Was die „Nordd. Allg. Ztg.“ ſonſt 
in Abrede ſtellt, darüber wollen wir auch weiter ſtill⸗ 
ſchweigend hinweggehen, da es von geringem Belang 
und nur die Form, nicht den Inhalt betrifft. Um 
die Form aber können wir nicht mit dieſem Blatte, 
oder ſeinem mächtigen Protektor rechten, zumal Ange⸗ 
ſichts der Wiederannäherung Rußlands an Deutſch⸗ 
land dies weder klug noch ungefährlich wäre. Und 
wir glauben, daß 100,000 Mark viel zu wenig den 


hätten. Tisza behielt ſich die Beantwortung der In⸗ 
terpellation vor, hielt es aber für zweckmäßig, zu 
verſichern, daß die Peſter Regierung nicht etwa „nach 
Inſtruktionen aus Wien“ verfahre, ein Vorwurf, der 
in den Augen aller gut magpariſchen Parteien noch 
viel ſchwerer als der Makel der Geſetzwidrigkeit wiegt. 
Die Rückſicht auf die bevorſtehenden Wahlen nöthigt 
Tisza, auf eine möglichſt nach keiner Seite anſtoßende 
Beantwortung der Interpellation zu ſinnen. 

Das Herrenhaus wird ſich in dieſer Woche mit 
den Ausnahmsverordnungen beſchäftigen, und es ſteht 


daß ſich von polniſcher Seite irgend wer um dieſelben] zu vermuthen, daß die Regierung den Anlaß benutzen 


rüſtung über dieſe Maſſenmordverſuche wiederholt Aus- 3 davon — 1 Herr und 2 Damen — bereits ver- 
druck gegeben, und um zu beweiſen, wie unabhängig ſtorben und 2 — 1 Har und 1 Dame — ſchwer 
5 ihren Beſtrebungen die Sprengmordbande han- krank waren, während man auf dem Tiſche Kaffee 
e fe 55 1 En a E. * Br Fe 2 e rien gr 

eder, T. D. O. Su u nd, grade Die e owie die be no enden 
zur Zeit, da die Höllenmaſchinen ihr Werk berichten wurden demnächſt auf polizeiliche Anordnung nach dem 
ſollten, die über dem Gepäckraum des Charing Cross hieſigen Johanniter - Krankenhauſe übergeführt. Die 
Bahnhofs gelegenen Zimmer des großen Eisenbahn- Motive zu dieſer verzweifelten That, ſowie der Thäter 
hotels bewohnten. ſelbſt, der doch nur unter der Geſellſchaft zu ſuchen 
— ſein dürfte, würden jedoch kaum zu ermitteln ſein, 
wenn es nicht gelingt, einen der Schwerkranken, wor⸗ 
Stettin, 5. März. „Zellengeheim⸗ Fe e Arne Leben zu — — zur 
nijje" waren es, welche in der geſtrigen Stzung Zeit wenig Hoffnung vorhanden. Nahrungsſorgen 
der Straftammer 1 des hieſigen Landgerichts 2 jedoch kaum das Motiv ſein, denn ſümmtliche 
hüllt wurden; — fteilſch Geheimniſſe, die beſſer Ge. br waren zuſammen noch im Befig von über 
heimniß bleiben, da fie ſehr undelikater Natur find 1 0 9 zahlreicher Goldſachen; es gewinnt 
deshalb wurde auch die Verhandlung mit Ausſchluß 1105 ee an, als lige % Die = aus⸗ 
der Oeffentlichkeit geführt. Es handelte ſich um un- 9 air m, denn im Zimmer ift bis ge- 
züchtige Handlungen, welche die Gefangenenwärter gen hr Morgens lautes Lärmen und Toben ge- 
Hartmann und Kohlmann mit den 7 worden. 


Provinzielles. 


ihre Aufficht geſtellten weiblichen Gefangenen vorge⸗ Berlin, 3. März. Eine Unterſuchung we⸗ 
nommen. Beide Angeklagte wurden auch für ſchul⸗ gen eines gro ßartigen Betruges ſchwebt 
dig befunden und Hartmann zu 2 Jahr 6 Mona- gegenwärtig bei dem hieſigen königlichen Landgericht J., 
ten Zuchthaus und 3 Jahren Ehrverluſt, Kohl. worüber wir Folgendes fahren: Im Oſten Berlins 
mann zu 2 Jahren Zuchthaus und Ehrverluſt ver- lebte ein vor Kurzem berſtorbener reicher Gutsbeſitzer, 
urtheilt. welcher nur einen Sohn und eine Tochter hatte. Der 

— Die Beſtimmungen über die Beſchäftigung Sohn, ein Architekt, verheirathet und Vater mehrerer 
jugendlicher Arbeiter in Fabriken in den SS 134 bis Kinder, hatte bei Lebzeiten ſeines Vaters ein keines 
139 b der Reichs-Gewerbeordnung und dem Bundes- | Wege parſames Leben geführt, Schulden in Höhe von 
rathsbeſchluß vom 23. April 1879, durch welche die etwa 100,000 Mk. kontrahtrt, und da fein Vater 
Verwendung von jugendlichen Arbeitern ſür Hammer- | hiervon Kenntniß Hatte, jo hatte dieſer im Einver⸗ 
und Walzwerke von beſonderen Bedingungen abhängig ſtänduuß mit dem Sohn den Entſchluß gefaßt, den 
gemacht iſt, finden nach einem Urtheil des Rei, ge⸗ Sehn teſtamentariſch zu enterben und die Hälfte jei- 
richts, 3. Strafſenats, vom 3. Januar d. J., aus- nes, auf etwa eine Million Mark ſich belaufenden 
ſchließlich auf den Fabrik-, nicht aber auf den Hand- Vermögens den Kindern des Sohnes, alſo ſeinen En⸗ 
werksbetrieb Anwendung. Der geſetzliche Schutz von keln, direkt zu vermachen und den Sohn nur zum 
jugendlichen Arbeitern reſp. Lehrlingen im Handwerks- Verwalter der Erbſchaft zu beſtelen. Der Vater 
betriebe beſchränkt ſich auf die Vorſchriften der gg 120, ſtarb plötzlich vor kurzer Zeit, ohne vorher Zeit ge- 
124 Ziff. 5, 128 Ziff. 2, 147 Ziff. 4, 148 habt zu haben, ein Teſtament zu machen, und es 


Fat übermittelt werden konnte. 


Mittheilungen vor. 


melsen ſollte.“ 


— Der „Rappel“ vom 28. v. M. bringt die 


nachſtehende Notiz über den Tabakskonſum in 
Frankreich: 

Der Verbrauch von Tabak in Frankreich nimmt 
derartig zu, daß die Regie ſich gezwungen ſteht, von 
Jahr zu Jahr größere Ankäufe zu machen. So wer- 
den für das Jahr 1884 die Ankäufe die enorme 
Höhe von 46 Millionen — 4 Millionen mehr als 
im Vorjahr — erreichen! Von dieſer Summe ſollen 
19 Millionen für die Anſchaffung von franzöſiſchem, 
20 Millionen für die von exotiſchem Tabak verwandt 
werden. Auch der Elſaß, welcher vor dem Kriege fo 
bedeutende Quantitäten Tabak an unſere Manufaktu- 
ren lieferte, ſoll trotz der Annexion mit herangezogen 
werden. Die Tabaksregie beabſichtigt nämlich für das 


laufende Jahr 3 Millionen Kilogramm Rohtabak von 


dorther zu beziehen. 

— Wie der „Polit. Korr.“ aus Belgrad ge⸗ 
meldet wird, iſt die Vornahme der Krönung des jer- 
biſchen Königspaares in dieſem Jahre beſchloſſen, 


ohne daß aber der genaue Zeitpunkt bisher feſtgeſtellt 
Die 


wäre. Wahrſcheinlich erfolgt fie im Herbſte. 
Arbeiten im Kloſter Zitſchi, wo der Krönungsakt voll⸗ 
zogen werden wird, nehmen im nächſten Monate ihren 
Anfang. 

— Die Arbeiterbewegung in Frankreich dauert 
fort. In den Grubendiſtrikten von Anzin fehlte es 
auch in den letzten Tagen nicht an Einſchüchterungs⸗ 
verſuchen von Seiten der ſtrikenden Arbeiter gegenüber 
denjenigen, welche die Arbeit wieder aufnehmen wol⸗ 
len. Insbeſondere wird eine zu dieſem Behufe in⸗ 
ſzenirte Exploſton gemeldet, durch welche jedoch kein 
Menſchenleben gefährdet, ſondern nur Schaden an 
Eigenthum zugefügt wurde. Die Geſellſchaft von An- 
un hat auf die Vorſchläge der Grubenarbeiter inzwi⸗ 
ſchen geantwortet, und dieſe Erwiderung iſt der Prä- 
fektur in Lille in der Nacht von Sonnabend zu Sonn- 
tag zugegangen, jo daß ſie dann dem Arbeiterſyndi⸗ 
Ueber die Entſchlie⸗ 
ungen deſſelben liegen jedoch noch keine poſttiven 
Die Delegirten der Deputirten 
der Grubendiſtrikte haben ſich inzwiſchen zum Mint- 


ſter der öffentlichen Arbeiten begeben, welchem fie die 


Vorgänge in ihren Arrondiſſements unterbreiteten. 


Herr Rapnal erklärte dieſen Abgeordneten, daß er den 
lebhaften Wunſch hege, eine Einigung erzielt zu fehen, 


daß aber die herrſchende Geſetzgebung ihm keine hin⸗ 


reichenden Mittel in die Hand gebe, den Konflikt zu 
beenden. 

vielleicht nothwendig fein würde, dle beſtehende Geſetz⸗ 
gebung abzuändern. Da die Delegirten Hrn. Raynal 
zugleich eine förmliche Note überreichten, wird die An- 


Der Miniſter erkannte zugleich an, daß es 


gelegenheit jedenfalls auch das Parlament demnächſt 


von neuem beſchäftigen. 


— Das engliſche Unterhaus hat in ſeiner geſtri⸗ 


1 gen Sitzung die Wahlreformbill in erſter Leſung an- 


genommen. Die die Reformgeſetze von 1832 und 
1867 weiterführende Vorlage bezweckt die Gleichſtel⸗ 
lung des Stimmrechts in den Burgflecken und den 
Grafſchaften. Die Zahl der Wähler wird durch die 
Bill von 3 auf 5 Millionen erhoben; 1,300,000 


davon werden auf England, 200,000 auf Schott⸗ 


land und 400,000 auf Irland kommen. In wel- 
zerer Folge wird dann auch wohl die Zahl] der z Un⸗ 


wird, um dem Hauſe auch über die jüngſten Erſchei⸗ 
nungen, welche die anarchiſtiſche Bewegung zu Tage 
gefördert hat, Mittheilungen zu machen. Das Ab- 
geordnetenhaus wird am Freitag die General-De- 
batte über das Budget beginnen, welche ſchon am 
Sonnabend geſchloſſen werden ſoll. In einer der 
nächſten Sitzungen wird die Regierung eine Vorlage 
über die Verlängerung des Budget⸗Proviſoriums ein⸗ 
bringen. 

Paris, 3. März. Von kompetenter Seite bin 
ich zu folgender Mittheilung autorifiet worden, durch 
welche eine bezügliche Bukareſter Depeſche ihre volle 
Beſtätigung erhält: Eine Anzahl Berliner und Wie⸗ 
ner Blätter hat irgend einem Pariſer Schwindelblatt 
die Nachricht entlehnt, daß Frau Edmond Adam, die 
allzu ſehr bekannte Herausgeberin der „Nouvelle Re- 
vue“, die „Muſe der Revanche“ demnächſt einer an 
ſie von der Königin von Rumänien gerichteten Ein⸗ 
ladung Folge leiſten und ſich zu längerem Aufenthalte 
nach Bukareſt begeben werde. Eine ernſte Widerlegung 
dieſer Nachricht iſt ſicherlich unnöthig und es darf 
wohl überraſchen, daß eine derartige falſche Nachricht 
in der deutſchen Preſſe eine jo große Verbreitung fin- 
den konnte. (Nat. ⸗Ztg.) 

Paris, 3. März. Ferry wie die Miniſter des 
Innern, des Krieges, der Juſtiz und des Unterrichts 
nehmen die Einladung einer Deputation des Lot⸗ 
departements zur Feier der auf den 14. April ver- 
ſchobenen Enthüllung des Denkmals Gambettas an. 
Grevy lehnte früher bereits ab, weil ſeine Stellung 
als Präſident der Republik es ihm verbiete, politiſchen 
Manifeſtationen beizuwohnen. 

Prinz Victor, von dem hieß, daß er eine län- 
gere Reiſe unternehmen und ſogar in die rumäniſche 
Armee eintreten werde, iſt heute plötzlich nach Paris 
zurückgekehrt. 

London, 1. März. Heute Morgen ward auf 
der Ludgate Hill Station der London Chatham und 
Dover Eiſenbahn gleichfalls eine Tonne mit Dynamit⸗ 
kuchen und Höllenmaſchine eutdeckt, und ſo iſt die 
Annahme gerechtfertigt, daß man es einfach mit einer 
Verſchwörung zur Sprengung ſämmtlicher Londoner 
Eiſenbahnſtationen zu thun hat. Die Ludgate Hill 
Station liegt im Herzen der Stadt; dort, wo ſich 
die Wege des Weſtends und der City kreuzen, am 
Durchſchnittspunkte von Farrington Street, Fleet 
Street und Ludgate Hill; in der Nähe der Times⸗ 
Bureaux und des allen feſtländiſchen Reiſenden be⸗ 
kannten „De Kay sers Royal Hotel“. Sie ift 
eine der beſuchteſten Stationen Londons, ſehr viel be⸗ 
nutzt zu Ausflügen nach dem Kryſtallpalaſt und dem 
Süden. Wie das Gepäckregiſter nachwies, war be- 
ſagter Sack am verwichenen Montage dort hinterlaſſen 
worden, alſo zur jelben Zeit wie die Köfferchen in 
Charing Croſs und Paddington. Schon vor einigen 
Tagen fand im Gepäckraume der Station, wie in 
allen Stationenſf Londons, eine Gepäckunterſuchung 
ſtatt; aber erſt heute Morgen fiel dem Beamten die 
Taſche auf, und als er fand, daß ſie ſeit Montag 
dort war, öffnete er ſie und ſtieß auf den bekannten 
Inhalt: 47 Scheiben der als Atlaspulver bekannten 
Dynamitmiſchung im Gewichte von 23 Pfund; eine 
Zinnbüchſe mit einer amerikaniſchen Uhr, deren Wände 
zurückgebogen waren, um eine Piſtole mit dem Werk 


er, 


Ziff. 9 der Reichs-Gewerbeordnung. 


— Die Dampfbrennerei Firma H. Leſevre auf 
der Oberwiek gab ihren Arbeitern am 1. März in 
den prachtvoll dekorirten Räumen des „Odeum“ da⸗ 


ſelbſt ein Faſtnachtsvergnügen, beſtehend in Abendeſſen 
auf das 


und Tanz. Zahlreiche Reden und Toaſte 
Gedeihen der Fabrik und auf die Herren derſelben 


hielt die Geſellſchaft, circa 25 Familien, in unge⸗ 


trübter Freude und Heiterkeit bis zum frühen Morgen 
beiſammen. 

— Das zur direkten deutſchen Dampf- 
ſchifffahrt (Expedienten Morris u. Comp.) gehörende 
Hamburger Dampfſchiff „California“, Kapt. Winkler, 
iſt am 2. März wohlbehalten in Newyork ange⸗ 
langt. Daſſelbe überbrachte 636 Paſſagiere und volle 
Ladung. 

— Oberland eesgerichtsrath Tho mſen hierſelbſt 
iſt zum Reichsgerichtsrath ernannt worden. 


wurde auch trotz eifrigen Nachſuchens ein Dokument 
nicht gefunden, welches über den letzten Willen des 
Erblaſſers Aufſchluß gab. Das Vermögen fiel ſomit 
nach geſetzlicher Beſtimmung in gleichen Theilen dem 
hinterbliebenen Sohne und der Tochter zu. Um nun 
neiden, daß die drängenden Gläubiger 

Sohnes volle Deckung ihre Forderungen erh 
ſprengte der Schuldner das Gerücht aus, ſein 


Vater 
habe ein Teſtament hinterlaſſen, nach welchem die 
Kinder des Sohnes die Hälfte der Hinterlaſſenſchaft 
erhalten ſollten, der Sohn aber lediglich zum Vier- 
walter des Vermögens ſeiner Kinder beſtimmt worden 
Ifel. Die naheren Verwandten widerſprachen nicht die⸗ 
ſen falſchen Angaben des Erben, und dieſer beauf⸗ 
tragte einen hieſigen Rechtsanwalt, auf Grund der 
ſerwähnten falſchen Vorausſetzung einen Alkord mit 
ſeinen Gläubigern anzubahnen, welcher auch don dem 
Rechtsanwalt unter Gewährung von 25 — 50 Ft. 
der Forderungen zu Stande gebracht wurde. Kurze 


— Dem Förſter Böttcher zu Eliſenthal im Zeit darauf erfuhren die dupirten Gläubiger den wab⸗ 


Kreiſe Konitz iſt das allgemeine Ehrenzeichen verliehen 
worden. 

— Der Poſtdampfer „Rhein“, Kapt. Th. 
Jüngſt, vom Norddeutſchen Lloyd in Bremen, welcher 
am 17. Februar von Bremen und am 19. Februar 
von Southampton abgegangen war, iſt am 3. März 
6 Uhr Morgens wohlbehalten in Newyork ange⸗ 
kommen. 9 

— Der Poſtdampfer „Hohenſtaufen“, Kapt. H. 
Winter, vom Norddeutſchen Lloyd in Bremen, wel⸗ 
cher am 13. Februar von Bremen abgegangen war, 
it am 1. März wohlbehalten in Baltimore ange- 
kommen. 

Konitz, 4. März. Prozeß wegen des Neuftet- 
tiner Synagogenbrandes. In der heutigen Verhand- 
lung verwickelte ſich der Zeuge Buchholz nach Pro⸗ 
tokollirung ſeiner Ausſage über die von ihm eingelie- 
ferte Zündſchnur in Widerſprüche und wurde durch 
den Kriminalkommiſſar Hoeft, der ihn vernommen, 
der Unwahrheit bezichtigt. Nach einer Konfrontation 
des Buchholz mit dem Dienſtmävchen des Mitange⸗ 
klagten Heidemann erklärte der Vorſitzende des Ge- 
richtshofes, daß einer von beiden einen Meineid ge- 
leiſtet habe. 


Kunſt und Literatur. 


Theater für heute. Stadttheater: 
„Diamanten.“ Volksſtück mit Geſang in A Alten. 


Bülow, welcher jüngſt mit der Mein in⸗ 
ger Kapelle in Berlin einige Konzerte gab, richtete 
nach dem Schluß des letzten folgende Anſprache an 
das Publikum: „Es find jetzt mehr als fünfund- 
zwanzig Jahre her, als ich in einem von Julius 
Stern veranftalteten Konzerte, es war im Dezember 
1855, zum erſten Male in Berlin die Tannhäuſer⸗ 
Ouvertüre dirigirte. Damals wurde fie auegeziſcht. 
Ich bin glücklich, daß eine neue Generation das Ver⸗ 
ſchulden der früheren auslöſcht, die der Worte unein⸗ 
geidenk war 

„Ehr't unſ're deutſchen Meifter, 
Dann bannt ihr gute Geiſter!“ 


g Vermiſchtes. 


ren Sachverhalt und auf ihre Anzeige leitete die 
Staatsanwaltſchaft beim Landgericht I. ein Strafoer⸗ 
fahren wegen Betruges gegen den Schuldner und ge- 
gen die an dem Schwindel ſonſt bethelligten Perſonen 
ein. Der Rechtsanwalt, weſcher den Alkord zu 
Stande gebracht hatte, beſtreitet entſchieden, Kenntniß 
von dem Betruge gehabt zu haben; er habe ſich in 
dem guten Glauben befunden, daß der von ſeinem 
Auftraggeber verbreitete Sochverhall auf Wahrheit 
beruhe. 

! — Wie ſchon bekannt, findet in Wien am 13., 
14. und 15. März die Hauptverhandlung gegen 
Hugo Schenk und Genoſſen ſtatt. Hugo Schenk ift 
ſieben verbrecheriſcher Handlungen beſchuldigt, und zwar 
des vollbrachten Raubmordes an den Frauensperſonen 
Timal, Ketterl und Ferenczp, ferner des Raubmord- 
verſuches an einem Müllerburſchen im Walde bei Bi- 
ſenz, und an einem Poſtboten, endlich der Verleitung 
der Eder zum Diebſtahl bei Fräulein von Malfatti, 
Schloſſarek iſt der beiden Raubmordverſuche, dann der 
Morde an den Timals und der Ferenczy, im Ganzen 
alſo fünf Fakten, Karl Schenk dreier Fakten beſchul⸗ 
digt. Die Vertheidigung des Letzteren hat Dr. Hein⸗ 
rich Steger übernommen. Vor der Thüre des 
Landesgerichtsrathes Grinzenberger, welcher mit Ge- 
ſuchen um Eintrittskarten zu dieſem Prozeſſe in einer 
beiſpielloſen Welſe überlaufen worden iſt, war in den 
letzen Tagen bereits ein Aufjeher aufgeſtellt, welcher 
Jedermann den Eintritt verwehrte. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
München, A. März. Die Kammer der Ab- 
geordneten beendete heute die Generaldebatte über das 
Sekundärbahn-Geſez; die Spezialdebatte beginnt 
morgen. 


